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Betrifft: ßebauungsplan BO 17

Sehr geehrte Damen und Herrem

im Rahmen der Offenloge nehme ich für , der Eigentümer des Hausgrundstücks

Ohrbachstraße ist, zu dem Bebauungsplanentwurf Stellung. Eine auf mich lautende Vollmacht ist

beigefügt.

Das Grundstück von  ist durch die geplante Bebauung unmittelbar betroffen, insbeson-

dere auch im Hinblick darauf, dass ein Teil seines Grundeigentums für die Durchführung der Planung

in Finspruch genommen werden soll.

1.

Bereits im Entwurf des Bebauungsplans 8 0  12, der nicht weiterverfolgt wurde, wurde die „Fortset-

zung der öffentlichen Erschließung der Ohrbachstraße nach Osten" als stödtebouliches Ziel angege-

ben. Dieses Ziel wird mit dem jetzt vorliegenden Entwurf offenkundig weiterverfolgt, aktuell mit der

Begründung, dass die verkehrliche Erschließung ausschließlich von der Burgstraße aus über die Ge-

brüder-Grimm-Straße und die Ohrbachstraße möglich sei. Zudem sei es aus stödtebaulicher Sicht er-

Forderlich, die öffentliche Erschließung in ausreichender Breite, worauf noch gesondert einzugehen
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sein wird, auszubauen. Dazu sei es unabdingbar, eine Teilflöche des Grundstücks von 

in einer Tiefe von rund 1,5 m in Finspruch zu nehmen. Ohne diese Fläche sei die Entwicklung der vor—

gesehenen Plangebietsflöchen mit einer Bebauung nicht möglich.

Dies ist unzutreffend. Hierzu ist zunächst zur Kenntnis zu nehmen, dass die vorgesehene Planung der

von einer pr ivaten lnvestorengemeinschaft gewünschten Bebauung dient.  Einer der betei l igten ln-

vestoren hätte die erforderliche verkehrliche Erschließung ohne weiteres über ein Grundstück ge-

währleisten können, das in seinem Eigentum steht. Es handelt sich dabei um die Parzelle 626, die

unmittelbar an die Burgstraße angrenzt und im rückwärtigen Teil die Verbindung zu den Parzellen

625 und 441 schafft. Zum Zeitpunkt der Einleitung des vorliegenden Planaufstellungsverfahrens war

bereits klar, dass die Zufahrt über das Flurstück 626 frei werden würde. Der fibriss der dort befind-

lichen Bebauung erfolgte im Plugust 2020. Die Hnbindung über diese Parzelle drängt sich auf. Diese

Planungsvariante ist aber  offensichtlich nicht in Betracht gezogen worden, was im Hinblick au f  die

privaten Belange von als Eigentümer eines Grundstücks, das für die Zwecke des In-

vestors in a p r u c h  genommen werden soll, nicht hinnehmbar ist. Hier l iegt ein offenkundiger Er-

m e s s e n s f e h l e r  v o r .

ähnliches gi l t  für d ie  Flurstücke 124  und 431. Den jewei l igen Eigentümern wa r  seit spätestens Hu—

gust 2017 bekannt, dass ihre Grundstücke über die benachbarte Parzelle 619 hätten erschlossen

werden können. Der Eigentümer dieses Grundstücks hatte im Jahr 2017 Kontakt mit den Eigentü—

mern dieser Grundstücke und angeboten, die Erschließung der beiden Flurstücke, mit Hilfe von Teil—

flöchen seines Grundstücks zu gewährleisten. Diese Möglichkeit ha t  keiner der  beiden Eigentümer

wahrgenommen. Stattdessen zog man die aktuel l  vorl iegende Planung vor, d ie sich dadurch aus—

zeichnet, dass die lnvestoren ihre eigenen Grundstücke schonen und stattdessen die Unannehmlich—

keiten auf Dritte verlagern. Es ist nicht das Hnliegen von , für das Gewinnmaximie-

rungsinteresse anderer eigene Flächen zur Verfügung zu stellen.

Dies wi rd  zur Folge haben, dass sich mit  al len gebotenen Mi t te ln gegen die Verwen-

dung seines eigenen Grundstücks zugunsten der Erwerbsinteressen der lnvestorengruppe wehren

wird. insoweit bedeutet bereits die Bezeichnung der Teilflöche des Grundstücks von 

als für die „Erschließung/Straßenbau benötigten Flächen" einen Ermessensausfall. Tatsächlich wird



diese Teilflöche nicht benötigt, jedenfalls dann nicht, wenn die obigen Einwendungen gegen die Er-

schließungsplonung berücksichtigt werden. Der Hinweis im Begründungsentwurf, d ie „geplante Stra-

ßenf löche" sei „berei ts im Lageplan zur Baugenehmigung kenntlich gemacht“ ist g rob  irreführend,

wenn nicht gar falsch. Die Baugenehmigung datiert vom 7.3.2008. Zu diesem Zeitpunkt dachte nie-

mand a n  den jetzt  im Entwurf vorl iegenden Bebauungsplan BO 17. Stattdessen wa r  bereits zeitlich

vorher die Planung zu einem 130 12 aufgegeben worden mit der Folge, dass auch die in diesem Zu-

sammenhang erlassene Verönderungssperre auslief. Sollte tatsächlich in einem zum Baugenehmi-

gungsverfahren gehörenden Lageplan eine „geplante Straßenflöche" kenntlich gemacht werden

sein, was bestritten wird, so hätte sich dieser Eintrag nur auf die Planung zu 8 0  12 beziehen kön-

nen, die allerdings zu diesem Zeitpunkt bereits aufgegeben werden war, d. h. mangels Plan konnte

es auch keine „geplante Straßenflöche" geben. Der diesbezügliche Hinweis in dem Begründungs-

e n t w u r f  i s t  a l s o  sach l ich  u n z u t r e f f e n d  u n d  z u  e n t f e r n e n .

Dessen ist sich d ie städtische Bauverwaltung offenkundig bewusst.  M i t  seinem Bauantrag für eine

Garage (ablehnender Bescheid Nr. 326-2020 vom 3.8. 2020) hat einen Lageplan ein-

gereicht. der die oben genannte „geplante Straßenflöche“ nicht enthält. Dies wurde selbstverstönd-

lich von der  Verwaltung nicht moniert.

Entgegen den oben zitierten Hngaben im Plonentwurf ist es also ohne weiteres möglich, das Plan-

gebiet zu entwickeln, ohne Teile des Grundstücks von in Hnspruch zu nehmen. Hus-

weislich der  im Rahmen der  Of fen lage zur Verfügung gestel l ten Dokumente wurde nicht einmal der

Versuch unternommen, die Planung so zu modifizieren, dass das Grundstück von Herrn Schmitz un-

behel l igt  b le ibt ,  ganz im Unterschied zu der  Vorgehensweise im Zusammenhang mit  dem geplanten

Ulendekreis. Dieser war  zunächst mi t  einem Radius von 8 m geplant,  wos verkehrstechnisch wahr-

scheinlich sinnvoll gewesen wäre .  fi l lerdings wäre  es zur Realisierung erforderlich gewesen, eine

Teilflöche des Grundstücks 331/128 in Flnspruch zu nehmen. Davon hat  man im Zuge der weiteren

Planung abgesehen und stattdessen den Radius des LUendekreises auf 6 rn verringert, was im Ent-

wurf  kommentiert w i rd  mit der  höchst zwei fe lhaf ten Bemerkung, dies reiche für 3-achsige Müll fohr-

zeuge aus. Jedenfalls wird nun von der lnanspruchnohme einer Teilflöche des Grundstücks 331/28

abgesehen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass der Eigentümer dieser Parzelle es ablehnte, die für

die Durchführung der Planung erforderliche Teilflöche abzutreten. Ebenso wie in diesem Fall erwar—



te t  eine Bnpassung der  Planung zur Vermeidung der Inanspruchnahme seines Grund-

stücks. falls die Investoren der Buffassung sein sollten, dass eine Flnpassung nicht möglich ist, wäre

notfal ls auf  die Planung insgesamt zu verzichten. Hllerdings wurde oben dargelegt ,  wie eine sozial-

verträgliche Planung aussehen könnte.

2.

Die Planung wi rd  u.a.  dami t  begründet ,  dass in Bornheim ein erheblicher Bedarf a n  altersgerechten

UJohnungen bestehe. Die dieser Hnnahme zugrunde l iegenden Daten wurden im Rahmen der Of fen-

Iage nicht zur Verfügung gestellt. Es wird daher gebeten, zu veröffentlichen, wann eine Erhebung

über den Bedarf an altersgerechten UJohnungen durchgeführt wurde und mit welchem Ergebnis.

Dabei  w i rd  auch zu berücksichtigen sein, dass im gesamten Stadtgebiet  altersgerechte UJohnungen

gebaut werden bzw. bereits fertiggestellt sind. ich verweise hierzu beispielhaft auf die Bebauung

der Freibadwiese. Bus öffentlich zugänglichen Quellen ist zu entnehmen, dass bei diesem Neubau-

vorhaben 18 fiportments von j e  41 m2 und 3 größere UJohnungen zwischen 60  und 9 0  m2 entstehen.

Hinzu kommen in einem wei teren Gebäudef lügel  2 4  UJohnungen, d ie ausdrücklich als seniorenge-

recht und barr ierefrei  beschrieben werden. Huf dem gleichen Gelände entsteht eine moderne Filten-

pflegeeinrichtung mit  75  stat ionären Plätzen, eine Tagespflege mit 17 Plätzen sowie 13 UJohnungen

für betreutes UJohnen. Ebenfalls als altersgerecht beworben wi rd  ein Vorhaben a n  der  Hönigsstraße

mit  2 Mehrfamil ienhöusern und  insgesamt 11 Eigentumswohnungen. Unter dem Begriff „Hönigstrio"

g ib t  es ein weiteres Neubauprojekt,  das ebenfal ls ausdrücklich auch für „körperlich eingeschränkte

Personen" beworben  w i rd  mi t  insgesamt 16 UJohneinheiten. UJeitere altersgerechte UJohnungen sind

vorgesehen auf  dem Gelände des ehemaligen evangelischen Pfarrzentrums a n  der  Königstraße, das

abgerissen wird.  Dies ist eine Bufzählung ohne Flnspruch auf  Vollständigkeit. LUenn der behauptete

Bedarf  a n  altersgerechten UJohnungen nicht im angenommenen Umfang besteht,  stellt sich der unter

1. er läuterte Ermessensfehler noch schwerwiegender dar .

3.

in  dem Entwurf der  Begründung zum Bebauungsplan wi rd  ausgeführt.  dass der  von den einschlägi-

gen Vorschriften abweichende „Minderousbau" der Erschließungsstraße dem Bestandsschutz des



Grundstücks von diene. Dies ist in zweierlei Hinsicht eine untaugliche Maßnahme. Zum

einen führt dieser „Minderausbau“ beispielsweise dazu, dass Gehweg und Fahrbahn höhengleich

ausgeführt werden sollen, was insbesondere im Hinblick au f  die fi l tersgerechtigkeit der geplanten

U.]ohnungen mindestens kontraproduktiv ist. ä l tere Mitbürger benöt igen den Schutz eines von der

Fahrbahn abgesetzten Gehweges.  Zum anderen ist diese Vorgehensweise auch nicht geeignet, das

Eigentum von sachgerecht zu schützen. Dies wäre alleine dadurch möglich, dass die

unter 1. beschriebene Erschließungsvariante gewählt wird.

4.

Unrichtig sind auch d ie  finnahme und deren LUertung, es sei nur ein geringes zusätzliches Verkehrs—

aufkommen zu erwarten. Nach der im Begründungsentwurf enthaltenen Berechnung ist mit 82 Pkw-

Fohrten pro Tag an zusätzlichem Verkehrsaufkommen zu rechnen. Dabei ist nicht berücksichtigt, dass

dieses Pkw-Hufkommen über eine stark eingeengte Fahrbahn abgewickelt werden muss, die als

Mischfläche ausgeführt werden soll, d. h. auch von Fußgängern und Fahrradfahrern benutzt werden

wird.  Es w i rd  also sehenden Fluges ein Engpass mit erheblichem Verkehrsaufkommen und der damit

einhergehenden Gefährdung von Verkehrsteilnehmern geplant .  Dies ist umso schwerwiegender, als

die Ohrbachstraße als Schulweg für die katholische Johann—UJallraff-Grundschule dient. Die Nut—

z u n g s f r e q u e n z  d u r c h  G r u n d s c h ü l e r  i s t  e r h e b l i c h  ( a u ß e r  a k t u e l l  c o r o n a b e d i n g t ) ,  u n d  z w a r  n i ch t  n u r

durch einzelne Schüler bzw.  Schülergruppen, sondern die Straße w i rd  auch klassenweise benutzt um

von der Schule zur katholischen Kirche zu gelangen und zurück. Die beabsichtigte Baumaßnahme

würde das Fahrzeugaufkommen erheblich erhöhen, was zu einer massiven Gefährdung der Schüler

und Schülerinnen über die gesamte Strecke führen würde, insbesondere in dem Bereich, in dem aus

Platzgründen eine Mischfläche eingerichtet werden soll, d. h. dass die Hinder dem Hraftfahrzeugver-

kehr ungeschützt ausgesetzt sein werden.

Huf diesen Sachverhalt ha t  das  Polizeipräsidium Bonn bereits mit seiner Stellungnahme vom

15.03.2019 hingewiesen mit  der  Formulierung:

„Diese Vermischung einer einheitlichen mit einer getrennten Verkehrsfläche ist nicht verständ-

lich, da ausgerechnet in der „Engstelle" zwischen Ohrbachstraße und UJendefläche auf eine

gesicherte Fußverkehrsführung verzichtet wi rd. "



Es ist schwer verständlich, dass diese Stellungnahme von fachkundiger Seite im weiteren Planungs-

verfahren nicht berücksichtigt wurde.

Buch ist den im Rahmen der Offenlage zur Verfügung gestellten Unterlagen nicht zu entnehmen, ob

die topographische Situation auf Höhe des Grundstücks von berücksichtigt wurde. Ruf

der  gegenüberl iegenden Straßenseite bef indet  sich das Hausgrundstück mit der Nummer 28  (Flur-

stück (319), das deutlich höher l iegt als d ie Ohrbachstraße sowie das Grundstück meines Mandan-

ten. Um die Zufahrt zu den Stellplöt2en vor dem Haus Ohrbachstraße 28 zu gewährleisten, wären

erhebliche bauliche Maßnahmen erforderlich, d ie die Befahrbarkeit und Begehbarkeit der Straße

über das bereits eingeräumte Maß des „Minderausbaus” erschweren würde. Dem Planverfasser ist

diese Situation möglicherweise nicht klar (anderenfal ls wäre  diese Verkehrsplanung kaum zu erklä-

ren),  al lerdings ist sie amtsbekannt,  d a  und weitere Betroffene bereits u.a. mit Schrei-

ben vom 29.07.2016 darauf hingewiesen haben ebenso wie . mit E-Mail

vom 07.03.2019.

Es ist nicht erkennbar, dass im Rahmen der Planung eine kritische Betrachtung der aktuellen Ver-

kehrssituation stattgefunden hat. Bezogen auf die Situation unmittelbar an der Ohrbachstrasse hät-

te  beispielsweise berücksichtigt werden müssen, dass diese abgesehen von ihrer Funktion als

Schulweg aktuel l  bereits stark frequentiert  w i rd  als Verbindung zu dem katholischen Pfarrheim (Flur-

stück 550).  Erhebliche Verkehrsfrequenz erg ibt  sich daraus, dass im Pfarrheim in großem Umfang

und in Begeimößigkeit publikumswirksame Veranstaltungen statt f inden, beispielsweise durch die

Nutzung der Bäume für VHS-Veranstaltungen, aber auch in der Funktion als Heimstatt für die Schüt-

zenbruderschaft (einschließlich Schützenfest und andere publikumswirksame Veranstaltungen der

Bruderschaft sowie Proben der  Schützenkapelle). Des [Ueiteren w i rd  das Pfarrheim genutzt von der

k fd  Bornheim, d ie dor t  u.a.  ihre Harnevalsveranstaltungen durchführt. Es geht  also nicht lediglich um

die angeblichen 82 Verkehrsbewegungen zusätzlich, sondern zunächst um eine belastbare Be-

standsaufnahme der  aktuel len Verkehrsverhöltnisse. Erst danach kann seriös festgestellt werden,

wie sich die errechnete Zusatzbelastung tatsächlich auswirkt.



Buch im Umfeld ist mi t  Verkehrsproblemen zu rechnen, d ie in der  Planung nicht berücksichtigt sind.

Dort ist beispielsweise die Rede davon. dass die Gebrüder-Grimm-Straße den  zusätzlichen Verkehr

problemlos aufnehmen könne. Dies ist bereits deswegen mindestens irreführend, weil die Gebrüder-

Grimm-Straße bereits überlastet ist. Da die Straße dauerhaft auf einer Fahrbahn zugeparkt ist,

steht für den  fl ießenden Verkehr lediglich eine Fahrbahn zur Verfügung, was aktuel l  bereits zu er-

heblichen Beeinträchtigungen führt. Es ist mit weiterer Lärmbelastung und Emissionen zu berechnen.

Dies hät te  im Rahmen der  Überlegungen zur Verkehrsplanung untersucht werden müssen.

5.

Bezüglich der  Ordnung des ruhenden Verkehrs bekennt der  Planentwurf ‚  dass dieser im Plangebiet

nicht sachgerecht untergebracht werden kann. Selbst wenn man von der  f lnnahme ausgehen sollte,

dass lediglich 3 -4  Besucherparkplätze erforderlich sein sollten, können diese in der öffentlichen

Straßen Verkehrsflächen nicht untergebracht werden. Zwar w i rd  im Entwurf d ie Huffassung vertre-

ten, im Plangebiet könnten 2 öffentl iche Besucherstellplätze hergestel l t  werden. Diese sind einge—

zeichnet unmittelbar vor bzw. auf dem Grundstück meines Mandonten sowie am Ende des auszu-

bauenden Teils, dor t  w o  die gesamte Fohrbahnbreite lediglich 4,50 m bet rägt .  Insbesondere der

vorgesehene Stellplatz a n  der  Hausnummer l 5  ist höchst problematisch, d a  er  die — wie bereits

dargestel l t  wurde — sowieso zu schmale Verkehrsfläche weiter einengt.  Dies gi l t  umsomehr, als die

Ohrbachstraße deutlich tiefer liegt als das gegenüberiiegende Hausgrundstück mit der Nummer 28.

UJenn die Ohrbachstraße an dieser Stelle ausgebaut wird, wird die unter Berücksichtigung des Stell-

platzes für den fließenden Verkehr verbleibende Verkehrsfläche nochmals beschnitten, weil eine Hö-

henanpassung an die auf dem gegenüberliegendem Grundstück Nr. 28 vorhandenen Stellplätze er-

forderlich sein wi rd,  um deren Erreichbarkeit zu gewährleisten. Dadurch ist a n  dieser Engstelle mit

Fahrzeugrückstau zu rechnen, der zu einer erheblichen Belastung der Flnwohner mit Fahrzeugemlssi—

onen einhergehen wird. Dieser einzige Stellplatz, der in relativer Nähe zum Plangebiet liegt, ist völ—

lig unzureichend und fehl am Platz. Dieses Problem dürfte aber kaum lösbar sein, was wiederum

gegen die Durchführung des Vorhabens spricht. Der Hinweis, es seien weitere öffentliche Besucher—

stellplätze auf dem Parkstreifen vor dem Pfarrheim und der Gebrüder-Grimm-Straße zu finden, ist

sachfremd: tatsächlich sind die Stellplätze vor dem Pfarrheim durchgehend ausgelastet, was sich

aus der  oben beschriebenen Nutzungsintensität des Vereines ergibt .  fiuch hat te  ich bereits darauf

hingewiesen, dass die Gebrüder-Grimm-Straße als Husweichfläche für ruhenden Verkehr faktisch



nicht in Betracht kommt, da die Gebrüder-Grimm-Straße durchgehend einseitig zugeparkt ist. Das

durch die Durchführung der vorgesehenen Planung entstehende Verkehrsproblem ist ungelöst.

6.

Gänzlich erspart hat sich der Entwurfsverfasser eine sachgerechte Behandlung des Themas was -

serbeseitigung. Es erfolgt lediglich der Hinweis bezüglich der Schmutzwasserbeseitigung auf den

vorhandenen Mischwasserkanal. Es gibt offenkundig keine konkreten Untersuchungen. ob der Ha-

nalquerschnitt geeignet ist, die zusätzlichen Fibwassermengen aufzunehmen. Ebenso wurde aus-

drücklich keine Überflutungsbetrachtung vorgenommen, dies mit dem Hinweis, eine solche werde „im

Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens gemacht“ (8.2.2.des Begründungsentwurfs). Dies ist die

Verlagerung eines im Bebauungsplanverfahren zu lösenden Konflikts auf die Ebene der Baugeneh-

migung und damit unzulässig.

Diese Vorgehensweise ist umso unverständlicher, als der Stadtbetrieb Bornheim mit Schreiben vom

11.03.2019 eine umfassende Stellungnahme unter anderem zur wasserentsorgung abgegeben

hat. Unter 5. macht der Stadtbetrieb detaillierte Rusführungen zur Überflutungsbetrachtung. Unter

anderem wird empfohlen, es solle „mit Beginn eines Bebauungsplanverfahrens auf eine nachhaltige

und wassersensible Stadtplanung" hingearbeitet werden. Es schließt sich eine Reihe von detailliert

beschriebenen Handlungsmöglichkeiten an, mit deren Hilfe das vorstehend formulierte Ziel erreicht

werden kann. Rll dies ist im weiteren Verfahren unbeachtet geblieben, und zwar nicht etwa verse-

hentlich, sondern ganz bewusst. Rnders ist der Hinweis auf die Behandlung dieser Problematik im

Baugenehmigungsverfohren nicht zu verstehen. Hier liegt ein klarer Verstoß gegen 5 1 Hbs. 6 Nr. 1

und Nr. 12 BauGB vor. Dieser wird keineswegs kompensiert durch den lapidoren Hinweis 9 des Text-

tei ls au f  einen Leit faden des StEB der  Stadt  Köln.

ich weise darauf hin, dass dies nicht nur die Nichtigkeit des Bebauungsplans nach sich ziehen wird,

sondern bei dessen Durchführung unter Umständen zu einer Schadensersatzpflicht aus Rmtspflicht-

verletzung führen kann, da in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs seit langen Jahren aner-

kannt  ist ,  dass zumindest 5 1 Rbs. 6 Nr.1 BauGB drittschützend ist.



Die Husführungen im Begründungsentwurf zur Behandlung des Niederschlagswassers sind zum Teil

schwer verständlich, jedenfal ls abe r  widersprüchlich. Unter 5.3 heißt es, „mangels fehlender Huf-

nahmekapazitöten der  vorhandenen Mischwasserkonalisation solle Oberflächenwasser au f  den

Baugrundstücken“ versickert werden. Vermutlich ist damit gemeint, dass die dezentrale Versicherung

„wegen" fehlender Hufnahmekapazitöten erfolgen solle. Es wird dann auf eine hudrogeologische

Beurteilung (4.5)  verwiesen. Diese ist allerdings keineswegs so eindeut ig, wie der  Plan Verfasser

möglicherweise nahelegen will. Zwar ist dort davon die Rede, dass Bodenschichten als durchlässig

zu klassifizieren seien, jedoch keineswegs der  komplette Bodenaufbau, sondern ausdrücklich ledig-

lich „d ie  anstehenden sandig-kiesigen” Bodenschlchten. Im weiteren w i rd  ausdrücklich davon abge-

raten, Niederschlagswasser über Versickerungsmulden zu versickern. d a  „ in  den  entsprechenden

oberflächennahen Schichten der  untersuchten Grundstücke noch schluffig-feinsandige Lehmdeck-

schichten angetroffen" würden. Der Gutachter folgert daraus, dass die örtlichen Gegebenheiten ei-

n e  Versickerung des anfal lenden Niederschlagswassers über Bigolen zulasse. allerdings ausdrücklich

nur „ im Grundsatz".  Damit erg ibt  sich bezüglich des Niederschlagswassers folgende Situation: einer-

seits ist der  Mischwasserkonal nicht in der Lage, dieses Wasser aufzunehmen; andererseits ist  der

Bodenoufbau im Plangebiet nur bedingt für Versickerung auf den Baugrundstücken geeignet. Daraus

ergibt sich, auch im Zusammenhang mit der weiteren Bodenversiegelung. dass eine erhöhte Überflu-

tungsgefahr eingeplant wird. in dieser Situation verzichtet der Plongeber ausdrücklich auf eine

Überflutungsbetrachtung. Dies ist fehlerhaft.

7.

Hbschließend w i rd  Bezug genommen auf  d ie Eingaben von und weiteren Betroffenen

vom 15.09.2019 nebst Gutachten des öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen

Galunder.  Die dor t igen Einwendungen werden aufrechterhalten.
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Zusammenfassend ist Festzustellen, dass die vorgelegte Planung zu einem Fehlerhaften Bebauungs-

plan führen würde, dessen Bestand spätestens im Normenkontrollverfahren enden würde.

Die Verwaltung wird daher ersucht, das Planverfahren nicht weiterzuführen.
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wird hiennltin Sachen 
wegen

sowohl Voéigrggcht zur außergerichtiichen Vertretung aller Art als auch Promeevciimeoht für alle Verfahren in alten in-
sienzen 9
Diese Vollmacht erstreckt sich Insbesondere aul folgende Befugnisse:
1. Außergerichtiiche Vertretung. Geltendmachung von Ansprüchen gegen Schädiger. Fahrzeugheiter und deren Versi-

cherer und Akteneinsicht.
2. Be ründung und Authebung von Vertregsverhäitnieeen und Abgabe und Entgegennahme von einseitigen Milena-

e ärungen (z. B. Kündigungen).
3. Vertretung im privaten und gesetzlichen Sctrlichtungsveriahren.
4. Prozee3iührung (u. a. nach 55 81 ff. ZPO).
5. Antragstellung in Scheidungs- und Scheidun siclgesachen. Abschluss von Vereinbarun en über 8 hei -

gen sowie Stellung von Anträgen auf Aueküntt% im Rahmen des Versorgungsatßgleichs. g c dungeloi
6. Vertretung und Verleidigu in Strafsachen und Bußgeldsachen (55 302. 374 StPO. 73, 74 OW einschließlich

der Vorvertehren sowie (ffir den Fall der Abwesenheit) Vertretun nach 5 411 li StPO und mi?ausdrücidicher
Ermächtigung auch nach 55 233 i. 234 StPO und Stellung von Stra- und anderen nach der Shefprozaseordnung
zulässigen Anträgen.

2 Bei Anträgen nach dem Gesetz über die Entschädigung für Strafirerfoigungemaßnahmen gilt die Vollmacht auch
für das Betrageverfahren.

8. Vertretung vor Verwaltungs-. Sozial- und Finanzbehörden und -gerichten.
9. Vertretung vor den Arbeitsgerichten.

10. Beilegun oder Vermeidung des Rechteslreile oder eußergerichliicher Verhandlun an durch leich. sonsti E-
nigung. erzidrt oder Anerkenntnie. g Vn ge

11. Einiegung und Rücknahme von Rechtemittein, Rechtsbeheifen und Ansohiussrechtsmittein sowie Verzicht auf sol-
che; Zustimmung zur Sprungrevieion; Verzicht nach 5 147 FemFG. .

12. Entgegennahme und Bewir1<en von Zustellungen und sonstigen Mitteilungen.
13. Alle Neben— und Folgevertshren. z. B. Arrest und einstweilige Verfügung. Kostenfesbetzung. Man svciistreekun

einschließlich der aus ihr erwachsenden besonderen Varta ren. Insolvenz. Mangsversteigerung‚ ngsve .
tung und Hinterlegung.

14. Emplzssglgahme der vom Gegner. von der Justiziresse oder anderen Stellen zu ereieltenden Kosten und notwendi-
gen gen.

15. Übertragung der wlimacht ganz oder teilweise auf andere

zig/„„ ,„/M MM 
(Ott. Datum)
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S tad t  ßornhe im

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich nehme Bezug auf meine im Ruftrag von  abgegebene Stellungnahme vom

20.04.2021. Diese ergänze ich wie folgt:

Mi t  der Vorlage-Nummer 815/2020-7 legte die Verwaltung den Mitgliedern des Stadtentwicklungs—

ausschusses einen Beschlussentwurf vor, mit dem unter anderem der Beschluss über die Verkleine-

rung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans BO 17 um das Grundstück 331/128 vorbereitet

wurde. Zum Sachverhalt wird mitgeteilt, die Einbeziehung dieses Grundstücks in das Plangebiet sei

vom Eigentümer nicht gewollt. [Ueiter heißt es:

„Der wei tere Sachverhalt b le ibt  bestehen."

Dies ist sachlich unzutreffend, da zumindest in einem — maßgeblichen — Punkt die Verkleinerung des

Plangebietes f inderungen nach sich zog, nämlich i m  Hinblick au f  d ie Reduzierung des Radius de r

[Uendeanlage von 8 m auf 6 m. Es ist also festzustellen. dass der Stadtentwicklungsausschuss und

der Stadtrat vor der Beschlussfassung insoweit Falsch informiert wurden.
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Stadt Bornheim

Betrifft: Bebauungsplan BO 17

Sehr geehrte Damen und  Herren,

eine Veröffentl ichung i n  der Dienstagsausgabe (15. Juni) des Generalsanzeigers veranlasst mich, d ie Stel-

lungnahme, die ich fü r  zum Entwurf  des Bebauungsplanes BD 17 abgegeben habe,

wie  folgt  zu ergänzen:

i n  dem genannten Art ikel w i rd  der Sprecher der Stadt Bornheim zur Erschließung des Plangebietes von

der Burgstraße aus wie folgt z i t iert :

„Das genannte Grundstück l iegt nicht i m  Plangebiet des Bebauungsplans B 0  17. Der Antrag-

steller ha t te  Anspruch auf  die Erteilung der Baugenehmigung.”

Da bislang e in Widerspruch dazu nicht  veröffentl icht wurde, gehe ich davon aus, dass der Stadtsprecher

z u t r e f f e n d  z i t i e r t  w u r d e .

Die zit ierte Aussage ist  insofern zutreffend, als das dor t  angesprochene Grundstück m i t  der Flurnummer

626 tatsächlich nicht i m  aktuell festgelegten Plangebiet l iegt. Dies bedeutet aber nicht,  dass es nicht

hät te  einbezogen werden können. Gerade für  solche Fälle, i n  denen es planerisch sinnvoll ist, andere

Flächen einzubeziehen, und zwar auch ohne weiteres gegen den Wil len des Vorhabenträgers, ist i n  5 12

Abs. 4 BauGB geregelt, dass „einzelne Flächen außerhalb des Bereichs des Vorhaben- und Erschließungs—

 
   

 



plans ...... einbezogen werden können“. Aus der Formulierung des Stadtsprechers ist  zu entnehmen, dass

dieser Ansatz für  eine Alternativplanung von der Stadt überhaupt nicht i n  Erwägung gezogen wurde.

Dies würde einen weiteren Ermessensfehler darstellen, und zwar i n  der Form des vollständigen Ermes—

sensausfalls, der zwingend die Nichtigkeit des Bebauungsplans zur Folge hätte.

Es entsteht der Eindruck, dass planerische Alternativen von Seiten der Verwaltung überhaupt nicht i n

Betracht gezogen wurde, stattdessen ohne eigene Planungsüberlegungen der einseitig interessengerich-

te te  Planentwurf des Vorhabenträgers übernommen wurde. Dabei hät te von Anfang an die Möglichkeit

bestanden, die Erschließung von der Burgstraße aus vorzunehmen, was zur Folge gehabt hätte, dass das

Grundstück von nicht hät te  i n  Anspruch genommen werden müssen. Stattdessen

wi rd  i m  Begründungsentwurf die vorgesehene Inanspruchnahme bereits festgeschrieben.

An dem Flurstück 626 hat  der Vorhabenträger i n  Person von i m  November 2019“ Eigentum

erworben. Es wäre von Seiten der Stadt bereits vor diesem Zeitpunkt möglich gewesen, das Grundstück

i n  das Plangebiet einzubeziehen, was sich aufgedrängt hätte, da es die unmittelbare Verbindung zwi-

schen dem Flurstück 625, das seit September 2014 i m  Eigentum von steht, und der Burg-

straße herstel l t .  Auch hät te die Stadt die Möglichkeit gehabt, diese sinnvolle Planungsvariante sicherzu-

stellen, indem sie i m  Jahr 2019 bezüglich des Flurstücks 626 das ihr zustehende gemeindliche Vorkaufs-

recht ausgeübt hätte. All dies hat die Stadtverwaltung — möglicherweise sehenden Auges — unterlassen

und  stattdessen weiter geplant m i t  der vom Vorhabenträger gewünschten Inanspruchnahme einer Teil-

fläche des Grundstücks von , einschließlich der Möglichkeit einer eventuellen Enteignung.
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 Stadt ßornheim

ßetrifft: Bebauungsplan ßO 17

Sehr.geehrte Damen und Herren,

angesichts der aktuellen Hochwesser$ituaticn komme ich zurück auf meine mit Schreiben vom
20.04.2021 für Herrn Peter Schmitz abgegebene Stellungnahme im Rahmen der Offenlage. Unter 6.
hatte ich dort Husführungen gemacht zu der lückenhaften Planung zur Beseitigung insbesondere des

Oberflächenwassers. Bei den aktuellen Niederschlägen. die nach sachkundiger Einschätzung zukünf-

tig häufiger zu erwarten sind, gab es in der näheren Umgebung des Plangebietes Überschwemmun—

gen der Straßen, Grundstücke und Heller. Im Plangebiet selbst kam es aktuell wohl nicht zu Überflu-

tungen, was darauf zurückzuführen sein dürfte, dass die Oberflächen in diesem Bereich augenblick-

lich noch nicht versiegelt sind. Dies wird nach Durchführung der geplanten Bebauung deutlich anders

sein. Herr Schmitz regt daher aufgrund der aktuell gemachten Erfahrungen dringend an. die Planung

der fibwasserentsorgung einer nicht lediglich oberflächlichen Betrachtung zu unterziehen, wie dies

bislang der Fall ist.
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ßebauungsplan 130 17

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich komme zurück au f  mein Schreiben vom 16.7.2021, in dem ich au f  d ie Notwendigkeit  weiterer Er-

mittlungen bezüglich der Beseitigung von Oberflächenwasser im Plongebiet hingewiesen hatte. Huf-

grund der weiteren aktuellen Erkenntnisse muss befürchtet werden, dass ähnliche Wetterereignisse

in Zukunft häufiger auftreten werden. Heinesfalls kann über die geänderte Bisikoeinschötzung hin-

weggegangen werden. Da ich davon ausgehe, dass die Stadt Bornheim jedenfalls aktuell keine

Überlegungen anstel l t  bzw.  bereits Maßnahmen ergrei f t ,  um erwei ter te Vorsorge im gesamten

Stadtgebiet zu treffen, ist besonderes Hugenmerk auf die aktuelle Planung für das Gebiet des im

V e r f a h r e n  b e f i n d l i c h e n  B O  1 7  z u  r i ch ten .

Konkret ist zu überprüfen, wie sich d ie Entsorgung von LUassermengen, insbesondere von Oberflö—

chenwosser sicher organisieren lässt, wenn das Plongebiet, das augenblicklich völl ig unversiegelt

ist, jedenfal ls zum Teil versiegelt wird. Selbst wenn Versickerungsmöglichkeiten vorgesehen werden,

auf  deren Problematik ich bereits in meiner ersten Eingabe für hingewiesen hat te .  ist

nicht von der  Hand zu weisen, dass ein Großtei l  d e r j e t z t  unversiegelten Flächen überbout und damit

versiegelt werden wird.  Erschwerend ist zu berücksichtigen, dass das Erdreich nach den letzten zwei

extremen Dürrejahren enorm aufnahmeföhig war ,  was als Standardsituation nicht angenommen

w e r d e n  k a n n .

    
    

 



Es bes teh t je tz t  die Chance, dies seriös, d. h. mithi l fe externer Sachverständiger, aufzuklören, damit

nicht vollendete Tatsachen geschaffen werden, die später zu Schäden führen, die bei sachgerechter

Planung jetzt  verhindert werden können. Ich rege daher ausdrücklich an,  das gesamte Sustem der

U.]asserentsorgung im Plangebiet durch einen geeigneten Sachverständigen untersuchen zu lassen.

Dies würde auch die Haftungsrisiken für die Stadt verringern.
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Köln. den 07.12.2021

Stad t  ßornhe im
Betr i f f t :  Bebauungsplan ßO 17
I h r  Zeichen: 7 . 1  - ß r e

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich komme zurück auf meine mit Schreiben vom 20.04.2021 für abgegebene Stellung-

nahme, in der  ich mich unter  2 .  mit  dem angeblich erheblichen Bedarf  a n  altersgerechten wohnun-

gen in Bornheim befasst habe. Nicht angegeben wurde in den zur Verfügung gestellten Unterlagen,

wie der Bedarf ermittelt wurde. Es ist allerdings erkennbar, dass ein solcher Bedarf in Bornheim of-

fensichtlich nicht flächendeckend gegeben ist. Dies ist beispielsweise zu ersehen aus den fiusfüh-

rungen der Stadt zum Bebauungsplangebiet Hellenkreuz. Dort heißt es unter der Überschrift „Pla-

nungsanlass":

„Nachgefragt werden insbesondere LUohnangebote i n  Form von €igenheimen in Einzel-
und Doppelhöusern sowie Mietwohnungen in Mehrfamilienhöusern. speziell auch geför-
derter U.]ohnraum."

Von altersgerechten wohnungen ist dort nicht die Rede, ebenso wenig in der städtischen Veröffentli-

chung zu BO 27 „Hellenkreuz", wo ausgeführt wird:

„Das Entwurfskonzept sieht eine Mischung aus Mehrfamilienhöusern, Einzel-. Reihen-
und Doppelhöusern vor. Je nach Variante können in dem Gebiet zwischen 50 und 100
UJohneinheiten geschaffen werden.”

   

   



Buch hier ist keine Rede von Lllohnungen für altersgerechtes [Bohnen, stattdessen werden weit

überwiegend Einfamilien- und Doppelhäuser geplant, die unter dem Bspekt der Bltersgeeignetheit

eher nicht zweckmäßig sind. im Plangebiet wäre völlig problemlos die Planung von altersgerechten

LUohnungen in weitaus größerer a a h l  möglich gewesen als innerhalb der Beschränkungen des

Plangebiets BO 17. Dies stützt die Hnnahme, dass der angebliche Bedarf nach einer Vielzahl von al—

tersgerechten Lilohnungen mit der Realität nicht übereinstimmt. Zu dem gleichen €rgebnis gelangt

man bei Betrachtung der Planung im Gebiet BO 24. das immerhin über 13 ha umfasst. Von altersge-

rechten Wohnungen ist auch hier nicht die Rede. sondern es heißt in den Zielen und Zwecken der

Planung (6 .1) :

„So soll eine baustrukturell durchmischte Entwicklung mit Einzelhäusern. Doppelhäusern,
evtl. Hettenhäusern und  Mehrfamil ienhäusern ermöglicht werden."

Zusammenfassend: Der an keiner Stelle nachgewiesene angebliche Bedarf an altersgerechten UJoh-

nungen ist offensichtlich in der stadtplanerischen firbeit der Stadt in den großen Baugebieten, in

denen umfangreiche Freiflächen überplant  werden. kein Thema. obwoh l  es gerade  dor t  ein leichtes

gewesen wäre derartige Wohnungen zu planen, und zwar auch in großer Zahl. Stattdessen be-

schränkt sich die Bnnahme dieses speziellen Bedarfs auf die in der Relation zu BO 27 und BO 24

marginale Fläche des BO 17. Dadurch drängt sich der Schluss auf, dass die höchst fragwürdige Pla-

nung zu BO 17 durch die angebliche Deckung eines angeblich vorhandenen Bedarfs aufgewertet,

wenn nicht legitimiert werden soll.



Stadt Bornheim

l 7. Dez. 2021
, ‚ .  . 
' Rhem—Sxeg-Kreus

.,..tg,
Cä;€u“wäiÜÜ-( «" w
U

 £ß‘/{}L 

5t°dt Bornheim     
ßothousstroße 2 

Köln, den 16.12.2021

Stad t  Bornheim
ßetr i f f t :  Bebauungsplan BO 17
I h r  Zeichen: 1.1 - ßre

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 07.12.2021 hatte ich bereits darauf hingewiesen, dass erhebliche Zweifel beste-

hen, ob der behauptete Bedarf an oltersgerechten l.l.lohnungen tatsächlich besteht und ob dies von

Rat und Verwaltung allgemein und nicht nur auf 8 0  17 bezogen so gesehen wird. Ich hatte insoweit

auf Veröffentlichungen zu mehreren aktuell in Bearbeitung befindlichen Bebauungsplönen Bezug ge-

n o m m e n .

Tatsächlich scheint dieser Hspekt für die Stadtplanung ohne jegliche Bedeutung zu sein. Dies ist zu

entnehmen dem Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses vom 27.10.2021 zur „Umsetzung der

Prioritäten der LUohnbauflöchenentwicklung und Stadtplanung allgemein". Der Beschluss basiert auf

der Verwaltungsvorlage 486/2021-7. die mit unwesentlichen änderungen angenommen wurde. Da-

nach sind folgende Hriterien bei der Erschließung von Ulohnbauflöchen in Bornheim von Bedeutung:

- Beschoffung von wohnraum fürjunge Familien,

' in der Folge Planung von zusätzlichen Kindergarten- und Grundschulplötzen,

' nachhaltige Planung im Hinblick ouf die Folgen des Klimawandels,

' €ntwösserungskonzepte und Überflutungsnochweise.

    
      

   



Von einem angeblich vorhandenen besonderen Bedarf an altersgerechten Wohnungen ist an keiner

Stelle die Rede. Daraus ist der Schluss zu ziehen, dass dieses Kriterium, das wesentlich für die Be-

gründung des BO 17 herangezogen wird, tatsächlich in Bornheim irrelevant ist. Damit entfällt ein

wesentlicher Grund für diese Planung. Ich hatte bereits an anderer Stelle erläutert. in welchem Um-

fang im Stadtgebiet altersgerechte [Mahnungen bereits gebaut sind bzw. sich im Bau oder in der

Planung befinden. Der Bedarf dürfte tatsächlich gesättigt sein. Dies ist auch daraus zu ersehen,

dass in Bornheim das ursprünglich geplante Seniorenwohnheim nicht mehr gebaut werden soll. Ich

verweise hierzu auf Seite 5 der oben genannten Beschlussvorlage.

Sowohl in den Busführungen auf Blatt 2 der Beschlussvorlage als auch in der aktuellen Bürgerinfor-

motion des Bürgermeisters wird zutreffend auf die Gefahr von Überflutungen hingewiesen. In der

Beschlussvorlage heißt es dazu, bei allen Bebauungsplanverfahren werde ein Entwässerungskon-

zept und ein Überflutungsnachweis erstellt. Wie ich bereits in meiner Eingabe vom 20.04.2021 (zu

6.) erläutert hatte, wird im laufenden Bebauungsplanverfahren BO 17 ausdrücklich auf eine Überflu—

tungsbetrachtung verzichtet. Dies ist völlig unverständlich und widerspricht'nun auch der eindeutigen

Beschlusslage des Stadtentwicklungsausschusses. Dies ist von besonderem Geföhrdungspotenzial,

weil der BO 17, der nach der Prioritätenliste gemäß Beschluss vom 28.11.2018 überhaupt keine Pri-

orität besaß, nun — wenn auch ohne Begründung — in die Priorität 1 überführt wurde. Bisher wurde

nicht bekannt,  dass für das wei tere Verfahren BO 17 ergänzende Untersuchungen angeordnet oder

gar bereits durchgeführt wurden. In der oben genannten Beschlussvorlage heißt es dazu lediglich,

der zukünftige Umgang mit solchen Ereignissen werde „gerade gutachterlich betrachtet und von der

Verwaltung in Maßnahmen umgesetzt". Ohne derartige Maßnahmen wird der BO 17 nicht haltbar

s e i n .
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Stadt ßarnheim
Betr i f f t :  Bebauungsplan ßO 17 i n  der Ortschaft ßarnheim
Ihr Zeichen: 7.1 — ßre

Sehr geehrte Damen und Herren.

in meinen Stellungnahmen für hatte ich bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass

die der Planung zugrunde liegende Rnnahme, es bestehe im Stadtgebiet erhöhter Bedarf nach al-

tersgerechten Wohnungen, höchst zweifelhaft ist. Rus der Hindergartenbedarfsplanung 2021-2025

die dem Jugendhilfeausschuss als Vorlage Nummer 027/2022 - 4 vorgelegt wurde, ist die Richtigkeit

dieser Einschätzung zu ersehen. Ruf Blatt 5 der Vorlage wird in der Rubrik „Rnnahmen Bedarfspla-

nung 2022“ für 8 0  17 ein Neubauvolumen von 15 Wohneinheiten aufgeführt. Wenn diese neu zu er-

richtenden Wohnungen beim Hindergartenbedarf berücksichtigt werden, ist es nach menschlichem

Ermessen ausgeschlossen, dass es sich gleichzeitig um altersgerechte Wohnungen handelt. Hinder-

gartenplötze werden regelmäßig erforderlich, wenn sich junge Eltern ansiedeln. Die Planung zu BO

17  ist (nicht nur)  in dieser Hinsicht nicht konsistent. Vor einer Beschlussfassung über d ie  vorliegende

Planung ist eine Klärung zwingend erforderlich zur Vermeidung von wögungs feh le rn .
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Stad t  ßornhe im
ßetr i f f t :  Bebauungsplan ßO 17
I h r  Zeichen: 7 .1-ßre

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich hatte unter anderem in meinen für abgegebenen Stellungnahmen vom 20.04.2021

(zu 2.) und vom 07.12.2021 darauf hingewiesen, dass der angenommene Bedarf an altersgerechten

[Mahnungen als Begründung für 8 0  17 nicht geeignet ist. €ine Reihe von Planverfahren, in denen die

flusweisung von altersgerechten wohnungen unproblematisch möglich wäre, schließt diese bereits

aus. in dem gezielt auf die Bedürfnisse junger Familien mit Kindern geplant wird. Fluch hatte ich be-

reits dargelegt, dass in anderen Baugebieten eine große a a h l  von altersgerechten Wohnungen

gebaut wird. Dies wird aktuell bestätigt durch das von der Stadt herausgegebene Dokument „Be-

darfsplanung für Hindertageseinrichtungen", Stand 14.02.2022. Zu 6.1 werden unter der Überschrift

„Geplante Neubaugebiete" die Bebauungsplöne 8 0  18 und BO 23 angegeben, und zwarjeweils mit

der Erläuterung „Seniorenwohnungen“. Neben den bereits bestehenden altersgerechten LUohnungen

werden also zeitnah größere Mengen von derartigen Wohnungen errichtet werden. Unter diesem

fispekt kann ein angeblicher Bedarf nicht herangezogen werden zur Begründung von 3 0  17. Sollte

es zu diesem Bedarf  und  dessen Deckung nähere Erkenntnisse be i  de r  Verwaltung geben, b i t te  ich

um deren Offenlegung.
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Bornheim, den 21. April 2021

Betreff: Bebauungsplan B0 17
Hier: Stellungnahme im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung während der öffentlichen
Auslegung gem. 53(2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

nachfolgend nehme ich zu dem Entwurf zu dem oben genannten Bebauungsplan im Rahmen
der Offenlage Stellung:

Ich bin Eigentümer des Hausgrundstücks Ohrbachstraße und damit von den Planungen
unmittelbar betroffen. insbesondere im Hinblick auf die geplante Verkehrserschließung des
Baugebietes werden sich für mein Eigentum erhebliche Auswirkungen einstellen.

Die Planung sieht vor, dass die Straße als Fahrstraße ausgebildet werden soll, allerdings im
Hinblick auf die beengten Verhältnisse, im sogenannten „Minderausbau”. Darüber hinaus
sollen Fahrbahn und Fußgängerbereich offenkundig höhengleich ausgeführt werden. Im
Hinblick auf die zu erwartende höhere Fahrzeugfrequenz ist aufgrund der engen
Verkehrsführung und der sich daraus ergebenden besonderen Gefährdung für Fußgänger und
Radfahrer mit Unfällen zu rechnen, aber auch mit Fahrzeugstaus an den Engstellen. Aus den
veröffentlichten Planentwürfen ist zu ersehen, dass dies nicht hinreichend problematisiert
worden ist, und zwar nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit, sondern auch
im Hinblick auf erhöhte Lärm—, Staub- und Abgasbelastung.

Ebenso wenig ist berücksichtigt worden, dass mein Grundstück deutlich höher liegt als die
aktuell vorhandene Straße. Wenn die freie Zugänglichkeit der Stellplätze vor meinem
Grundstück gewährleistet werden soll, was ich selbstverständlich erwarte, müsste ein
Höhenausgleich stattfinden, der die geplante Verkehrsfläche weiter einengen würde. Damit
würde die Verkehrssituation noch einmal verschlechtert. Dies halte ich insbesondere unter
dem Gesichtspunkt, dass die auszubauende Straße sowohl als Schulweg dient als auch von
überwiegend älteren Menschen frequentiert werden Wird, für völlig unsachgemäß.

Insoweit hätte auch berücksichtigt werden müssen, dass die Straße auch als Zugang und
Zufahrt zum katholischen Pfarrheim, das unmittelbar neben meinem Grundstück liegt,
fungiert. Dort finden regelmäßig publikumsstarke Veranstaltungen statt, etwa von Seiten der
VHS oder von Vereinen, die dort Räume für ihre Vereinsveranstaltungen nutzen. Dies gilt
besonders, aber nicht nur für die Schützenbruderschaft.
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Bei der Betrachtung der Verkehrssituation scheint die planende Stelle davon ausgegangen zu
sein, dass die Verkehrssituation aktuell völlig unproblematisch ist. Dies ist unzutreffend.
Insbesondere der Hinweis, die Gebrüder-Grimm-Straße könne den zusätzlichen Verkehr ohne
weiteres aufnehmen, ist sachlich unzutreffend. Schon jetzt stellt die Gebrüder-Grimm-Straße
ein Nadelöhr dar, weil sie einseitig durchgehend zugeparkt ist. Dies hat zur Folge, dass faktisch
nur eine einzige Fahrbahn zur Verfügung steht für beide Fahrtrichtungen zusammen. Dies
führt bereits jetzt zu erheblichen Problemen, die der Planer möglicherweise nicht sehen
mochte, der Stadtverwaltung allerdings bekannt sein dürfte.

Außerdem ist den Planunterlagen zu entnehmen, dass gegenüber meinem Grundstück ein
Fahrzeugstellplatz vorgesehen ist. Falls diese Planung realisiert wird, würde dies dazu führen,
dass die Stellplätze auf meinem Grundstück nur noch eingeschränkt genutzt bzw. angefahren
werden können. Die Fläche, die zum Ein-und Ausparken erforderlich ist, w i rd  durch den
vorgesehenen Stellplatz derart beschnitten, dass die freie Nutzung meiner Stellplätze nicht
mehr möglich sein wird.

Aus der Planbegründung sehe ich, dass die Positionierung der beiden vorgesehenen
Stellplätze im öffentlichen Straßenraum eine Verlegenheitslösung darstellt, da der geplante
Straßenausbau aufgrund der örtlichen Verhältnisse kaum sachgerecht möglich ist. Der
Verweis auf Stellflächen vor dem Pfarrheim oder in der Gebrüder-Grimm-Straße ist insoweit
ebenfalls nicht zielführend, da diese Stellplätze in der Realität nicht verfügbar, weil ständig
belegt sind. Was die Situation an der Gebrüder-Grimm-Straße angeht, hatte ich bereits
dargelegt, dass diese aufgrund der Parksituation bereits nicht geeignet ist, als Zufahrtsstraße
zum Plangebiet zu dienen. Diese Situation würde noch einmal verschlimmert, wenn man den
ruhenden Verkehr aus dem Plangebiet noch zusätzlich in die Gebrüder-Grimm-Straße
verlagern wollte.

Bei dieser Sachlage verbietet sich die Erschließung des Plangebietes über die Ohrbachstraße.
Die Planung hätte andere Erschließungsmöglichkeiten zumindest in Betracht und meiner
Auffassung nach vorziehen müssen. Es wäre ohne weiteres möglich gewesen, das Plangebiet
zu erschließen über die Parzelle 626, die unmittelbar an der Burgstraße liegt. Über diese
Parzelle hätten die im Plangebiet liegenden Flurstücke 625 und 441 problemlos erschlossen
werden können. Dies wäre auch möglich gewesen, ohne Grundstücke Dritter in Anspruch zu
nehmen, da das Flurstück 626 im Eigentum eines der Investoren steht. Auch für die
Erschließung der Flurstück 124 und 431 wäre die jetzige Planung nicht erforderlich gewesen,
da ich den Eigentümern bereits im Jahr 2017 meine Bereitschaft bekundet habe, ihre
Grundstücke über mein Grundstück (Flurstück 619) zu erschließen. Dieses Angebot wurde
bisher nicht angenommen.

Da die aktuelle Planung von den Eigentümern der  Grundstücke i m  Plangebiet vorgelegt wurde,
mag es naheliegen, dass Alternativen, die zu einer Verringerung der Bebauung zugunsten von
Verkehrsflächen führen, nicht in Betracht gezogen wurden. Das Stadtplanungsamt hingegen
kann sich nicht darauf beschränken, die Planung ausschließlich aus dem Blickwinkel der
Bauherren zu sehen.

Z u m ?
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Im Hinblick auf die zu en1vartenden Auswirkungen auf die Abwasserbeseitigung gibt es im
Entwurf keine Äußerungen, sondern lediglich die Angabe, dass die Schmutzwasserbeseitigung
mithilfe des vorhandenen Mischwasserkanals erfolgen solle. Ob dieser dazu geeignet ist,
wurde nicht mitgeteilt, sodass davon auszugehen ist, dass eine Untersuchung tatsächlich nicht
stattgefunden hat. Dies stellt eine potentielle Gefährdung für die Anleger dar, da in keiner
Weise die Kapazität des vorhandenen Systems geprüft wurde. Besonders augenfällig wird die
ausdrückliche Angabe, eine Überflutungsbetrachtung werde im Bebauungsplanverfahren
nicht vorgenommen, diese solle im Baugenehmigungsverfahren durchgeführt werden. Ich
halte dies für unzulässig. Meiner Auffassung nach müssen diese Belange im Bebauungs-
planverfahren berücksichtigt werden. Dies sieht der Stadtbetrieb Bornheim ebenso. Ich
verweise hierzu auf die Ausführungen, die der Stadtbetrieb im Schreiben vom 11.3.2019
gemacht hat. Er führt unter anderem aus, dass bereits mit Beginn des Bebauungsplan-
verfahrens auf eine nachhaltige und wassersensible Stadtplanung geachtet werden solle.
Wenn mögliche Überflutungsereignisse überhaupt nicht in Betracht gezogen werden, ist diese
Anforderung sicherlich nicht erfüllt.

Aus den vorgenannten Gründen halte ich den Bebauungsplanentwurf i n  der vorliegenden
Form für fehlerhaft und daher mindestens überarbeitungsbedürftig. Sollte eine andere
verkehrsmäßige Erschließung nicht möglich sein, ist das Vorhaben zum Scheitern verurteilt.
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' 9. Mar 2021
. Rhein-Sieg-Kreis

An
Stadt Bornheim i/
Rathausstraße 2 Zu/{
53332 Bornheim

Bornheim, den 18. Mai“ 2021

Betreff: Bebauungsplan B0 17
Hier: Ergänzung zu meiner Stellungnahme vom 21. April 2021im Rahmen der Öffenlichkeits—
beteiligung während der öffentlichen Auslegung gem. 93(2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich komme zurück auf meine Stellungnahme vom 21. April 2021, die ich im Hinblick auf die
topographische Situation vor Grundstück Ohrbachstraße / Flurstück-Nr 619
ergänzen möchte.

Auf Blatt 1 meines vorgenannten Schreibens hatte ich im vorletzten Absatz darauf
hingewiesen, dass mein Grundstück Flurstück-Nr 619 deutlich über dem aktuellen
Straßenniveau liegt.

In dem vorliegenden Entwurf ist ausschließlich die Rede von Straßen- bzw. Fahrbahnbreiten,
nicht thematisiert wird der erhebliche Höhenunterschied und dessen notwendige Folgen auf
die nutzbare Straßenbreite beim Ausgleich dieses Höhenunterschieds.
Dies verwundert umso mehr, als mehrere Personen auf Seiten des Vorhabenträgers genaue
Detailkenntnisse haben:
So war in der Bauphase und über einen längeren Zeitraum zusammen
mit seiner Ehefrau hälftiger Miteigentümer der Immobilie Ohrbachstraße 28, bis ich diesen
Halbanteil übernommen habe.
Auch ist aus eigener Kenntnis genau informiert über die örtliche Situation,
da er im Jahr 1997/1998 das Souterrain des Hauses Ohrbachstr. 28 angemietet hatte.

Im Hinblick auf diese Detailkenntnis auf Seiten des Vorhabenträgers ist die aktuelle Planung
als höchst defizitär anzusehen.
Das Problem wird nicht dadurch gelöst, dass es verschwiegen wird. Seriöser Weise müsste im
aktuellen Planverfahren eine Lösung dargestellt werden, statt die Stadt Bornheim und
insbesondere die Anwohner mit dem Problem alleine zu lassen.

 



’   . Bornheim, 22.04.2021

Stadt Bornheim: Stadtplanung

Freu ine Breuer

Rethausstr. 2

53332 Bornheim

Betrifft: Bebauungsplan 80 17

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir sind Eigentümer des Hausgrundstücks Stormstreße (Fiurstück ). Daher sind wir durch
die Planung unmittelbar betroffen. i m  Rahmen der Ofieniage nehmen wir zu dem Pianentwurf
nachfolgend Steilung:

Aktuell liegt unser Grundstück an dem Bereich der Qhrbachstreße, der im Wesentlichen nur fußläufig
genutzt werden kann. Fails die jetzt vorgelegte Planung umgesetzt wird, wird der Weg aufgearbeitet
und für den Kreftfahrzeugverkehr zur Verfügung gestellt. Bereits daraus ergibt sich für uns eine
Belastung in  Form von Geräuschentwickiung sowie Staub- und Abgesbelestung. Hinzu kommt, des
“unmittelbar vor unserem Haus die Tiefgaragenein— und —eusfahrt des geplanten Bauvorhab3ns liegen
wird. Dadurch wird insbesondere die Lärmbelästigung noch einmal gesteigert. Außerdem ist damit zu
rechnen, dass bei Dunkelheit das Licht der Scheinwerfer der eusfahrencien Fahrzeuge in unsere zur
Straßenseite liegenden Fenster erscheinen wird, was als Beeinträchtigung unserer Lebensqualität zu
sehen ist. Aus den im Rahmen der Offenlage zur Verfügung gesteliten Unterlagen ist zu ersehen, dass
dies im bisherigen Pianungsstend nicht berücksichtigt ist. Wir halten dies für fehlerhaft, insbesondere
auch unter dem Gesichtspunkt, dass die uns treffenden Beeinträchtigungen die Kehrseite der in der
Art der Bebauung zum Ausdruck kommenden interessen der lnvestoren sind

Letzteres gilt auch fiir die Auswirkungen, die die geplante Bebauung auf die Sicherheit des
Schulweges für unsere Kinder haben wird. Bisher war der Weg zur Grundschuie sicher, da
Autoverkehr nicht zu gewärtigen war. Durch die Planung einer schmalen Fehrstreße
(„Minderausbau“) verbunden mit höhengieich veriaufencien Gehwegen und den durch das
Bauvorhaben generierte Verkehrseutkommen ist eine erhebiiche Gesundheits— bzw.
Lebensgefährdung der Schuikinder einkelkuliert. Doch dies halten wir für eine Fehipienung, die
keinesfalls realisiert werden sollte.

Aus der Begründung des Planentwurfs ist zu ersehen, dass die Versickerung von Niederschlagswasser
auf den Saugrundstücken erfolgen soll. Diese sind aber nach den Feststeilungen des in  der
Begründung erwähnten hydrogeologischen Gutachtens nur bedingt für die Versickerung geeignet
(„ im Grundsatz”). im Entwurf ist nicht dargesteilt, wie die auch insoweit offensichtiich eingeplante



Gefährdungslage bewältigt werden soll. Jedenfalls wird im Fall von Überflutung‘en aus dem
Plangeblet unser Grundstück beeinträchtigt werden. Dies sind Wir nicht bereit, hinzunehmen.
Insoweit ist eine sichere Planung erforderlich. Diese liegt bisher nicht vor; -

Mit freundlichen Grüßen

 

‘ Zustimmungserkiärungen:

Hiermit schließe ich mich den vorstehenden Einwendungen"in vollem Unifang als Eigentümer des
Grundstücks Parzelle-Nr  an. \

Bornheim, den ‘11 (? Lal'‚ 1 0  '), 4
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‘ Hiermit schließen wir uns den vorstehenden Einwendungen m vollem Umfang als Eigentümer des
Grundstücks Parzelle-Nr  an.
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Breuer, Ina

Von:     
Gesendet: - Donnerstag, 22. April 2021 21:32 [ „)„ \ 3  
An: ' ' . Breuer, Ina - jßbl". {7f m f f
Cc:   
Betreff: _ Bebauungsplan Bo 17 in Bornheim, Offenlage .

Sehr geehrte Frau Breuer,

im Rahmen der laufenden Offenlage mache ich folgende Anmerkungen und bitte, diese angemessen zu
berücksichtigen :

© seit Jahren spricht die Stadt Bornheim davon, daß indem Gebiet 15 Wohnungen entstehen sollen.

Wenn ich das aber richtig sehe, können gemäß der vorgesehenen Beschränkung „maximal 1 Wohnung
' pro 100 qm Grundstück” tatsächlich 21  Wohnungen entstehen.

Im Laufe der Zeit wurde das Plangebiet auf der zur Burgstrasse gelegen n Seite in der Mitte durch
eine „unnatürliche Erweiterung” eines für dieses Plangebiet nicht erforderlichen Bereiches ergänzt, die
bis unmittelbar an die bestehende Bebauung an der Burgstrasse heranreicht, und dort noch nicht
mal einen kleinen Garten beläßt.

‘ Ist diese Emeiterung zulässig ?

0

Sie dient meines Erachtens nur dazu, die Beschränkung der Anzahl Wohnungenim Plangebiet durch
den Schlüssel „Wohnungen pro 100 qm Grundstück” zu unterlaufen.

Ist die vorgesehene Infrastruktur und sind die Auswirkungen auf die Umgebung durch Verkehr,
öffentliche Stellplätze, Müllplatz, Abwasser u.ä.m. tatsächlich nur auf die 15 Wohnungen und nicht
auf offenbar tatsächlich möglichen 21  Wohnungen ausgerichtet ?

Ich bitte Sie, das zu überprüfen.

Der öffentliche Stellplatz gegenüber dem Haus „Ohrbachstr. 28” ist auf einem Grundstück geplant, über
das der Investor nicht verfügt. '

Die$er dort geplante Stellplatz verhindert zusätzlich die Zufahrt zu den genehmigten Stellplätzén auf dem
Grundstück „Ohrbachstr. 28”.

Er muß entsprechend an einer anderen Stelle vorgesehen werden.

Wäre es im Bewusstsein dessen, was die Anlieger vor Ort tatsächlich an Bebauung wollen ( „Einfamilienhäuser”),
nicht ratsam, die massiv vorgesehene Bebauung auf der zur Burgstrasse liegenden Seite durch Auflösen
in 2 freistehende Mehrfamilienhäuser als StadtVillen'm 2 Baufenstern umzusetzen ?

Ich finde, es  gut, daß vor dem Haus „Ohrbachstrasse 28” der Strassenquerschnitt von 5,75 m gewählt wird.

Ich bitte Sie, diesen Strassenquerschnitt auch in dem Bereichvon dem vorgesehenen Kreisel in Richtung
Schule vorzusehen —



o und damit die zukünftige Entwicklung des wohnwirtschaftiich gleich bedeutenden
Baugebietes m dieser Richtung öffentlich rechtlich für die Grundstückseigentümer In dem dort angrenzenden
Bereich zu sichern.

Zumal da derselbe Abwasserkanal, an den jetzt hier angeschlossen wird, auch genau
so durch den unteren Bereich der Ohrbachstrasse weiter geht und dort schon eine wichtige Grundvoraussetzung
für eine Bebauung dort erfüllt.

ich weiß von Grundstückseigentümern, die dort seit mehr als 50 Jahren eine bauliche Entwicklung herbeisehnen.

o ist gemäß den heutigen Erkenntnissen ein angemessener Stellplatzschlüssel, 2.8. "1,5 private Stellplätze pro
Wohnung” vorgesehen ?

0 Als direkter Anlieger an der Einmündung „Gebrüder Grimm Strasse in die Ohrbachstrasse" weise ich die falsche
Aussage, daß in den beiden Strassen genügend öffentliche Parkplätze im Bestand seien, ausdrücklich zurück.

in unmittelbarer Nähe befinden sich prosperierende Betriebe. Deren Mitarbeiter und Kunden und die Nutzer
des 600 qm Nutzfläche großen katholischen Pfarrzentrums parken beide Strassen werktags regelmäßig und
in Gänze zu. Das kann ich gerne jederzeit mit Fotos belegen.

o Die bestehenden, sich gegenüberliegenden Einfahrten zu den Häusern „Ohrbachstr. 15" und "28" haben eine
große Höhendifferenz.

Wie kann das angepasst werden und wer wird die Kosten für die anfallenden Anpassungsarbeiten auf diesen
beiden Grundstücken tragen ?

0 Wenn der geplante Müllpiatz für alle Müllbehälter aller Häuser dienen soll, ist er m.E. viel zu klein geplant.

0 Wenn ich mich rund um das Plangebiet umsehe, sehe ich das nirgends 16 m Bautiefe für die wohnlichen
Bereiche bestehen und damit  „prägend" wären.

ich b i t te  Sie, die Bautiefen auf 14 m festzusetzen.

0 Wenn ich das richtig einschätze, wird dieser Bebauungsplan nur durch die teilweise Enteignung eines nicht
' in diese Maßnahme als investor eingebundenen Grundstückseigentümers realisiert werden können.

Ich fände diese Enteignung fatal, wenn ich bedenke, daß einer der Investoren, die den hier zugrundeliegenden
Bebauungsplan seit vielen Jahren betreiben und mit dem auch gemäß ihrer Aussage ein „städtebaulicher
Vertrag” abgeschlossen werden soll, an der Burgstrasse jetzt vor, Kurzem selbst einen Altbau abgerissen hat,
wodurch er eine perfekte Zufahrt in den hier in Rede stehenden Bereich hätte auf seinem Grundstück selber
schaffen können, damit die Enteignung eines Unbeteiligten hätte verhindern können, aber anstatt dessen jetzt
an dieser Stelle einen Neubau errichtet.

ist das gerecht ?

ich bitte, meine Anmerkungen und Argumente in dem vorliegenden Verfahren angemessen zu berücksichtigen.

M i t  freundlichen Grüßen
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Sehr geehrte Frau Breuen

im Rahmen der iaulenden Otlenlage mache ich lolgende Anmerkungen und hitté. diese angemessen
zu berücksichtigen ,

0 seit Jahren spricht die Stadt Bernheim daven. daß rn dem Gebiet 15 Wohnungen entstehen sollen.

Wenn ich das almr richtig nahe., können gemäß der vorgesehenen Beschränkung „maximal 1 Wohnung
pro 100 qm Grundstück" tatsächlich 21 Wohnungen entstehen.

0 im Laute der “Zeit wurde das Ptarzgeblet_aui der zur Burgstrasse geiegenen Seite in der Mitte durch
eine „undatürtiche Emeriterung' eines für dieses PIangebiei nicht erforderlichen Bereiches ergänzt. die
bis unmittee an dia bestehende Bebauung an der Burgstrasse heranreicltt„ und dort noch nicht
mal einen kleinen Garten beiäßi.

ist diese Erweitßrung zulässig ?

Sie dic—mt mernes Erachtans nur daiu, die Beschränkung der Anzahl Wahnungran im Ptangebtal durch
den Schlüssel .Wohnungen pro 100 qm Grundstück" zu unterlaulen.

o ist die vorgesehene lntraslruktur und sind die Auswirkungen aul cite Umgebung durch Verkéitr.
öltertttiche Stellplätza Müllplatz. Abwasser u.ä.m_ tatsächlich nur auf die 15 Wohnungen und nicht
auf alletrtbar tatsächitch möglrchen 2t  Wohnungen ausgerichtet ?

ich bitte Sigi das zu überneiilett

o Der Öffentliche Stellplatz gegeriüher dem Haus ..Ohrbachstr 23“ ist auf einem Grundstück geplant über
das der investor nicht verlr'rgt.

Dieser dort geplante Stellplatz v&rtiindßrt zusätzlich die Zutahrt zu  den genehmrgtnn Siettplittzen am dem
Grundstück .Ohrbachstr. 28“.

fir muß entsprechend an einer anderen Stelle vorgesehen werden

o Wäre es im Brawus&tsem dessnn. was die Anliegar vor“ Ort tal$tir:ttiich an Bebanung woiinn { „Elrilantittenhäusei“ }.
nicht ratsam, die massiv vorgesehene Bebauung nut der zur Burgstrasse liegenden Seite durch Auflösen
in 2 lreistenerrde Mehrfamilienhäuser als Stadtvilteri in 2 Bautenslem umzusetzen ?

0 ich finde. es gut. daß vor dem Haus „Ohmaei15trasse 28‘ 5er Strassenquerschnitt vom 5.75 m gewählt wird.

0 ich bitte Sie, diesen Süßsenquerschnitt auch in dem Bereich wenn dem vorgesehenen Kreisel in “Richtung
Schule vorzusehen -

o und damit die zukünftige Entwicklung des wehnwrrtschaßich gleich bedeutenden
Baugeäetes in dieser i‘litzhttmg öffentlich - rechtlich tür die Grundstückaeigentlimer in dem dort angrenzenden
Bereich an sichern.

Zumal da derselbe Abwasserkanal an den letzt hier angeschiassen wird, auch genau
so durch den unteren Bereich der Cihrbachstrassa weiter geht und dort 3chon eine wichtige Grundvoraussetzung
tür Elfi8 8ebauung dort eriüllt

ich weiß mit Grundstückseigenlürnern, die dort seit mehr als 50 Jahren eine bauliche Entwicklung herbalsal'tnran.

o ist gemäß den heutigen Erkenntnissen ein angemessener Steilpiatzschitissel. z.l3 " l „5  private Stellplätze pro
Wahnung" vorgesehen ? .

0 Als direkter Antrager an der Einmündung ‚Gebrüder t"'arimm Strasse in the Ohrhachsirasae" weiae ich rlre taische
Aussage, daß in den beiden Strassen genügend tittenltiche Parkplätze im Bestand seien. ausdrücklich zurück

in unmrttelbarer Nähe befinden sich prosperierende Estriebe. Deren Mitarbeiter und Kunden und die Nutzer
da 630 qm Nutzfläche großen katholischen Pfarrzentrums parken beide Strassen wemagn regelmäßig und
in Gänze zu. Das kann ich gerne jederzeit mit Fotos belegen

o Ute bestehenden sich gegnnüberliegencien Eintahrten zu den Häusern „Ohrbacnstn 15” und ‘28‘ haben rainra
große H6hendillerenz.



Wie kann das angepasst werden und wer wird die Kosten für die aniaiienden Anpassungsarbeiren auf diesen
beiden Grundstücken tragen ?

0 Wenn ner 9egiame Mütipiazz für alle Mirlibehäher alier Häusnr dienen so". ist er m.E vier zu kiem gepiant

() Wenn wir mich rund um das Plangebiet umsehe. sehe ich das nirgends 16 m Bauiieie für die wohniichen
Bereiche beszehen und dam'ri .prägenaf‘ wären.

Ich bitte Sie. die Bautiefen anf 14 m 13süuseizen.

a Wenn ich das richtig ernschätza wir:! dieser Bebauungsplan nur durch de  ieilweise' Enteignung eines nicht
in ciiese Maßnahme als investnr‘ eingebundenen Grundstückseigentümers realisiert werden können,

'ich fände (fliese Enteignung ialai‚ wenn ich nedmke, daß einer der irwesrioren‚ die den hier zugrundetiegenden
Bebauungsplan sei! vie£en Jahren betreiben und mit dem anch gemäß ihrer Aussage ein „städäebaniicher
Vertrag" abgnsnhlnssan werden soll. an der Burgstrassa }erzt vor Kurzem selbst einen Altbau angerissen haL
wodurch er eine perfekte Zufahrt In den mer in Rede stehenden Bereich hätte auf seinem Grundstück selber
schaffen können. damit die Enteignung eines Unbeteiiigten hätte verhindern können. aber ansiatt dessen jetzt
an dieser Smile einen Neubau errichrea. ' ‘

ist das gerecht ?

ich bitte. meine Anmerkungen und Argumente in dem vorliegenden Verfahren angemessen zu berücksichtigen.

Mit freundiichen Grüßen

  
 



53332 Bornheim, den 23.4.2021
„ —

Stadt Bornheim

23. April 2021Vorab per E—Mail: ina.breuer@stadt—bornheim.de
Stadtverwaltung B;ätheim £? ' Rhein-Sieg-Kreis

Frau Ina Breuer nß/i
Rathausstraße 2 _ .
53332 Bornheim

Bebauungsplan B o  17 in der Ortschaft Bornheim
hier:  Offentliche Auslegung gem. 53(2) BauGB vom 08.03.2021 — 23.04.2021

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Breuer, %. ‚
sehr geehrter Herr Bürgernieister Becker, „-

als Eigentümer meines Grundbesitzes in Bornheim, Ohrbachstraße (Flurstück-Nr. 623),
nehme ich hiermit form— und fristgerecht zur Neuaufstellung des Bebauungsplanes B0 17
Stellung:

Ich rege erneut eine Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungspla—
nes B0 17  unter Einbeziehung meines Grundstücks an, und bitte um Festsetzung eines
Baufensters fiir ein freistehendes Einfamilienhauses mit maximal 2 Vollgeschossenf

Die Eigentümer der derzeit noch 1andwirtscheiftlich genutzten Flächen rund um mein
v.g. Grundstück sind inzwischen alle um die 70  Jahre alt (und seit meiner letzten Stel-
lungnahme vom 15.3.2019 um weitere 2 Jahre' älter geworden) und eine Betriebsnach—
folge ist unwahrscheinlich; die Flächen werden mittelfiistig kaum noch bewirtschaftet
werden können.

Ich bin bereit, mich anteilig an den Verfahrens- und Erschließungskosten zu beteiligen }

und eine eventuell erforderliche Straßenlandabtretung schon zum jetzigen Zeitpunkt
vorzunehmen.

Hinsichtlich der Begründung verweise ich auf die Ausführungen unter der Nr. 1 meines
4200e_'1503
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Schreibens vom 15.3.2019.

Die Begründung in der Abwägung meiner damaligen Stellungnahme, mein Grundstück
stünde in keinem räumlichen Zusammenhang mit dem Geltungsbereich des B017 und
eine zukünftige Erschließung meines Grundstücks sei weiterhin über dieStormstraße
möglich, überzeugt nicht und widerspricht sich in sich selbst, da mein Grundstück nach
dieser Argumentation ebenso wenig in einem räumlichen Zusammenhang mit der
Stormstraße zu sehen wäre, die weniger als 10 Meter näher an meinem Grundstück
liegt.

Zudem sollten bei einer vorausschauenden Stadt— und Erschließungsplanung das Gebot
der Wirtschaftlichkeit beachtet und unnötige Flächenversiegelüngen vermieden. Diesel—

, ben Grundstücke, fiir die in Ihrer Vision zukünftig eine Erschließung durch eine Erweié
terung und den Ausbau der ca. 80 Meter langen Stormstraße mit einer verkehrstechnisch
problematischen Kreuzung Stonnstraße/Secundastraße vorgesehen ist, lassen sich mit
einem viel geringeren Aufwand mit weniger Flächenverbrauch durch eine Verlängerung ,
der im BOI7  derzeit geplantenErschließungsanlage um gerade einmal 5-6 Meter anbin-
den, zumal die Flurstücke 15, 230/16 und 231/16 bereits über die Secundastraße er-
schlossen sind und fiir diese Grundstücke bereits Baurecht besteht. Eine solche Aussicht
fördert nicht eben die Motivation, einen'1solch hohen Erschließungsaufitvand lediglich
fiir eine Teilfiäche des Grundstücks zu betreiben und fiihrt mit hoher Wahrscheinlich—

keit dazu, dass es tatsächlich gig zu der von Ihnen beschriebenen Entwicklung dieses
Bereichs mit einer Erschließung über die Stormstraße kommen wird und diese wertvolle
Fläche droht, nach Wegfall der aktuellen landwirtschaftlichen Nutzung fiir ewig kom-
plett brach zu liegen.

Ich darf Sie daher bitten, die in meinem Eigentum stehende Parzelle 623 in den entspre-
chend erweiterten Geltungsbereich des neuen Bebauungsplanes B0 17  aufzunehmen

und dies insbesondere dem Eigentümer (Investor) mit meinem nochmals unterbreiteten
— Angebot zur Beteiligung an den Verfahrens- und Erschließungskosten zu vermitteln, da-

mit hierdurch eine städtebaulich gut zu rechtfertigende „win-win-Situation“ geschaffen
werden kann.

Hilfsweiserege ich an, wenigstens die geplante „Abbindung“ der Ohrbachstraße nach
Osten hin zu unterlassen respektive aus dem Bebauungsplan und dessen Geltungsbe-
reich herauszunehmen. ‚

Ich bin mir bezüglich der vorstehenden Punkte des Umstandes bewusst, dass mir zwar
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auf der einen Seite kein Rechtsanspruch auf Änderung (Anpassung) des Geltungsbe-
reichs eines neu aufzustellenden Bebauungsplanes zusteht.

Auf der anderen Seite steht mir als Eigentümer einer nunmehr außer Acht gelassenen
Grundstücksparzelle das Recht auf gerechte Abwägung nach 5 1 Abs. 7 BauGB zu.
Die erfolgte Abwägung aus dem vorherigen Verfahrensschritt scheint mir diesem An-
spruch nicht gerecht zu werden.

Abschließend sei bemerkt, dass ich mit Verwunderung zur Kenntnis genommen habe,
dass anstelle der ehemals 15 Wohneinheiten nun von 21 Wohneinheiten dort die Rede
ist. Aber diese übermäßige Verdichtung ließe sich ja durch eine Erweiterung des Plan-
gebiets mit einer dort sehr aufgelockerten Bebauung kompensieren.

Ich bitte um schriftliche Eingangsbestätigunäzxi dieser Stellungnahme und verbleibe

mit freundlichen Grüßen
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An
Stadt Bornheim
Bürgermeister Becker 4
Rathausstraße 2 /' 75
53332 Bornheim

Bornheim, den 8. Mai 2021

Betreff: Bebauungsplanverfahren B0 17 in der Ortschaft Bornheim
Hier: Richtigstellung des tatsächlichen Hergangs bzgl. Grundstück Flurstück Nr 331/128

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Becker,

heute erhielt ich Kenntnis über den Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung
,- Vorlage Nr. 815/2020-7 (Ergänzung)
- Stand: 18.11.2020

weswegen ich mich als Eigentümer des betreffenden Flurstücks Nr 331/128 hierzu umgehend
wie folgt äußern möchte:

Von Anfang an habe ich den Investoren bzw. den Projektentwicklern dieses vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes B0 17 eindeutig und unmissverständlich mitgeteilt, dass mein
Grundstück Flurstück Nr 331/128 für deren Zwecke nicht zur Verfügung steht.

Im Juni 2016 kam hierzu als einer der Projektentwickler neben 
Dalitz eigens zu mir nach Hause und überreichte mir eine Email von  

nebst eines detaillierten Bebauungskonzeptes für das heutige Bebauungsplangebiet Bo 17.
Beide Unterlagen sind diesem Schreiben zur Vollständigkeit beigefügt.

In  diesem Gespräch i m  Juni 2016 versuchte mich zu überzeugen, von
meinem Grundstück Flurstück 331/128 eine Teilfläche von 45,6 Quadratmeter zu erwerben,
so wie es in seiner Email vom 7. Juni 2016 an 
dargelegt hatte. erklärte das Interesse an meinem Grundstück damit,
dass nur  so ein Wendehammer m i t  dem erforderlichen Radius von 8 Metern (wie er auch i n
dem beigefügten Bebauungskonzept dargestellt ist) möglich wäre.

Auch wenn ich den Wunsch von Seiten der Investoren bzw.  bzw. 
persönlich nachvollziehen konnte, blieb ich bei meinem eigenen Wunsch, mein

Grundstück Flurstück 331/128 in  unveränderter Form zu belassen und zu behalten.

Dies teilte ich in diesem Gespräch im Juni 2016 auch
unmissverständlich mit.



Ich kann daher absolut nicht nachvollziehen, warum von bzw. 
(bei unveränderter Sachlage seit Juni 2016) dann wohl zunächst ein

vorhabenbezogener Bebauungsplanentwurf eingereicht wurde, in dem mein Grundstück
Flurstück 331/128 wohl enthalten gewesen ist, um dann später im November 2020 Ihnen
gegenüber mitzuteilen, dass der Geltungsbereich des Bauhauungsplangebietes 80 17 um
mein Grundstück Flurstück 331/128 verkleinert werden soll, was der Rat der Stadt Bornheim
dann wohl auch so beschlossen hat.

Meine Meinung (wie oben beschrieben) hat sich seit Juni 2016 nicht geändert und bleibt auch
zukünftig unverändert bestehen.

Ich verwehre mich entschieden gegen den entstandenen Eindruck, dass mein Grundstück
Flurstück 331/128 anfänglich Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplangebietes
von B0 17 hätte gewesen sein sollen und ich es mir dann später einfach anders überlegt haben
soll. Das ist nicht wahr.

Ich hoffe, Ihnen mi t  meinem Schreiben hiermit den Verlauf m i t  Blick auf mein Grundstück
Flurstück 331/128 nunmehr richtiggestellt haben zu können.

M i t  freundlichen Grüßen

 

Anlage: Email von an vom 7. Juni 2016;
Bebauungskonzept Ohrbachstraße Stand 25.01.2016; Beschlussentwurf Ausschuss für
Stadtentwicklung Vorlage Nr 815/2020—7 Datum 18.11.2020
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Stadtentwmklungsausschuss "" " ' " ' ' 15.12.2020
Rat - “mpg „ „ ' ’ _' ‚ 17.12.2020

Ergänzung< ;—‚Öfif°m"t=ihm 4 _ V‘V°“'?9°'Nr° 815/2020-7
‘ ’ Stand 18.11.2020

' Betreff— Bebauungsplan Bo 1 7 'm der Ortschaft Bornheim; Ergebnis der Unterrichtung
der Öffentlichkeit, Offenlagebeschluss

' ' Beschlugsenhyurf A_u_sschuss für Stadteptwicklung

' Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe '
.." Beschlussentwurf@;ä? O

' _ Beschlussenhuurf Rat kälwvf“ (ls „.

" 
//Der Rat beschließt,

zu den Stellungnahmen aus der Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß 5 13a Abs. 3
BauGB sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 5
4 (1) BauGB zum Entwurf des Bebauungsplanes Bo 17 in der Ortschaft Bornheim die
Vorliegenden Stellungnahmen der Stadt Bornheim,

—— . ,  den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes Bo 17 einschließlich der
vorliegenden textlichen Festsetzungen sowie der vorliegenden Begründung gemäß 5
3 (2) BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen.

' - Sachverhalt

-. Die Überéichtskarte der Hauptvorlage (815/2020-7) wird ausgetauschtdurch die
Ubersichtskarte dieser Ergänzüngevorlage. Der weitere Sachverhalt bleibt bestehen.

" ‚ Anlagen zum Sachverhalt

‘ Übersichtskarte ‚
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Von: 
Gesendet: :. tag„ 7.Juni 2016 16107
An: 
Betreff:
Anlagen: Planungsvanante 4.PDF

Hallo ,

hier nochmals die Variante die zum Tragen kommen könnte. “

Gruß

\.
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in der Ortschaft Bornheim- ‚
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